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„Die Freiheit Z glauben das Recht FE} wIissen“‘ lautet ten Wer das Christentum nıcht kenne, könne Kultur hlerzu-
der 1fe einer breıt angelegten, 1Im Herbst begonnenen an nıcht verstehen. DIie Konfessionalıtät des Relıgionsun-Offentlichkeitsinitiative (vgl September 1997, 436) Im terrichts ırd damıt begründet, daß dıe katholıische Kırche
Rahmen dıeser Inıtıatıve fand (Oktober VE  Cn dıe „Verwurzelung und Beheimatung der Jungen Menschen
Jahres In onnn eiın 5Symposium 5  elıgıon In der Schule In iıhrer konkreten relıg1ösen Lebenswelt für entscheı1dend

(vgl Religionsunterricht In der {ffenen Gesellschaft A Ebenso W1e die onkret erfahrbare Glaubenswelt koOon-
hg VO  — arl Lehmann., Stuttgart fessionell gepragt sel, musse auch eın Relıgionsunterricht.
fu di1eser Inıtıatıve gehört eiıne achtseıitige Publıkatıon, In der nıcht abstrakt werden wolle, notwendıigerwelse konfes-

1o0nell SeIN.der Argumente für den Religionsunterricht zusammenge(lra-
SCH werden. Der Relıgionsunterricht wırd darın als eiıne Kennzeichnend für dıe aktuelle Lage des Relıgionsunter-
Antwort auf eiıne eıt vorgestellt, In der Orientierung e1In richts dürfte 6S se1n, WECNN Unterlagen diıeser Aktıon gerade
„kKnappes (Gut“ se1 DIie chrıistliche Iradıtion ırd als ıne VO Relıgionslehrern In erne  1CNem Umfang nachgefragt
„Relıgıon der Freıiheıit“ porträtiert. (Gerade das schulıische werden und als Unterrichtsmateri1al Verwendung finden
DZW staatlıche Interesse Relıigionsunterricht ırd her- DıIie Plausıbilhität des Faches wachzuhalten ist längst nıcht
ausgearbeıtet: Der Relıgi1onsunterricht ogehöre „wesentlıch‘‘ mehr 11UT eine Aufgabe nach außen, In dıe breıte Offentlich-
Z Erfüllung des Schulıschen Erzıehungsauftrags. keıt, In dıe Polıtik hıneıln. DiIe Begründung der Berechtigung
Der Staat benötige eınen breıten öffentlichen KOonsens über VO  — Religionsunterricht INn einer pluralıstischen Gesellschaft
dıe grundlegenden Werte Da C diese Werte aber selbst ırd auf diese Weiıise ZU Ernstfall der Bestimmung des (Or-
nıcht herstellen könne, habe e1in „Vvitales Interesse“ daran, tes VO kırchlich verankertem chrıistliıchem Glauben über-
da ß andere Jlerfür SOTSCHH, eIiwa dıe Reliıgionsgemeinschaf- aup AUS Nıentiedt

„ Wertebewußtseın SC  alle  66
Eın espräc mıt dem Strafrechtler 1ın Eser ZUT Dıskussıion

ber dıe Schwangerschaftsberatung
Die Öffentliche Aufregung IM Zusammenhang mut dem Papstbrief ZUF deutschen
Schwangerschaftsberatung (vgl. HK, März 1996, VZZ LST wieder abgeklungen. FES
hleiben dıie ungelösten Grundprobleme einerselts muit der geltenden rechtlichen KRege-
[ung des Schwangerschaftsabbruchs, ZUM anderen mit der kırc.  IChen Mitwirkung In
der staatlichen Pflichtberatung. Darüber sprachen WIr mit Professor ıIn Eser, dem
Direktor des Freiburger Max-Planck-Instituts für ausländisches und internationales
Strafrecht. Die Fragen tellte Ulrich Ruh

Herr Professor Eser, dıe deutschen 1SCHNOTeEe en In dıe miıt Schwangerschaftsabbrüchen tun aben., auf eine
iıhrer Stellungnahme A Papstbrıief über Schwangerschafts- HNCUE Sıtuation einstellen. Bıs ZUT Anderung VO 19972 DZW
konfliktberatung dıe Aussage des Verfassungsgerichtsur- 1995 konnte e1in Abbruch 11UT erfolgen, WECINN VO aa
teıls VO 1993 erinnert, daß der Gesetzgeber eıne „Korrek- als rechtmäßıg angesehen wurde, also einen der ndıkalı
{[Ur- oder Nachbesserungspflicht“ habe., das ME (Gjesetz onstatbestände erTulite Das Urteil des Verfassungsgerichts
keinen ANSCIMECSSCHCNHN und wirksamen Schutz VOT Schwan- hat dann dıe schon für Juristen und noch mehr für Arzte
gerschaftsabbrüchen ewırke Ist der Zeit, das Gesetz schwer nachvollziehbare Sıtuation geschaffen, daß zwıschen
VO  — 1995 nachzubessern? straffreı und rechtswıdrıg be1l Schwangerschaftsabbrüchen

unterschıeden WIrTd. Das muß doch erst einmal intellektuell
Eser Ich habe oroße Zweıfel, ob INan schon Jetzt eiıne und auch In seiner moralıschen Bedeutung begriffen WE -

Nachbesserung verlangen kann. SC  S  IC hat das Gesetz den Soweiıt sınd WIT noch nıcht Dazu kommt, daß dıe
VO  > Ja noch kaum dıe Chance gehabt, sıch ıIn der Pra- egelung 9anz entscheıdend auf dıe Beratung S ıne
X1S bewähren. Durch den Modellwechsel VO  i der Indıka- bessere, qualifiziertere orm der eratung verlangt. Es
t10NS- L, einer frıstenmäßigen Beratungsregelung mußten raucht aber Zeit, bıs sıch dıe Beratungsstellen darauf e1IN-
sıch dıe Schwangeren, dıe Beraterinnen und überhaupt alle, gerichtet en
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Im VG-Urteil hieß CS, SsCe1 dem Gesetzgeber Urteil VO  S 9953 iıne Sanz andere rage ingegen ıst CS, ob
„grundsätzlıch nıcht verwehrt  LA VON eıner Indıkations- e1- INan unter rechtspolıtischen Gesichtspunkten Anderungen
HCN Fristenlösung mıt qualifizierter Beratungspflicht überzu- der geltenden Gesetzeslage anstreben soll ber gerade 1ImM
gehen Man hätte also theoretisch auch be1l eiıner ndıkatiı- Blıck auf das Wertebewußtsein der Bevölkerung halte ich CS
onsregelung bleiben bzw ine solche wıeder einführen kÖöN- für eher schädlıch, auernd A Recht herumzuoperleren.
NCN War AUS heutiger IC der Modellwechse]l sSinnvoll oder ur INan Jjetzt schon wıeder reformıeren, entstünde noch

unausweiıchlich? rpehr der INr VOIMN Belıebigkeıt. Wer heute schon wıeder
Anderungen verlangt, unterschätzt dıe Gefahr. daß damıt dasser Ich selber Wal ursprünglıch nhänger elner ndıkatiı-

onslösung. Wır en uUunNns dann hlıer Max-Planck-Institut ec noch weıter untergraben wIrd.
fast unizehn Tre lang VOT allem auch rechtsvergleichend Ist denn 1m allgemeıinen Rechtsbewußtsein überhaupt
mıt dem Ihema befaßt el Ist MIr immer klarer WOT- hınreichend verankert, daß nach der geltenden Gesetzeslage
den., daß dıe Indıkationslösung nıcht das bringt, Was [an VON der Schwangerschaftsabbruc nach erfolgter Beratung W äal
ihr Auf diıesem Hıntergrund habe ich dann ent- straffreı Ist, aber rechtswıdrıg bleibt?
schlieden für 1ne Beratungslösung votiert, allerdings 1ın der ser DIe Unterscheidung VON straffreı und ennoch rechts-FOorm, daß In der Beratung dıe Konflıktlage und deren Be-
wältigung eine zentrale pIielen sollte, mıt der olge, wıdrıg 1mM Blıck auf den Schwangerschaftsabbruch ist ZWaTl

1mM Prinzıp durchaus nachvollzıehbar, aber gerade angesichtsdaß der Schwangerschaftsabbruch auch gerechtfertigt se1ın der vielen KOmpromı1sse, mıt denen S1e In Deutschland VCI-könnte. Der Gesetzgeber hat 1995 diese Art VO  — „drıttem sehen ist, für den normalen Bürger nıcht mehr verstehenWeg“ nıcht eingeschlagen, VOT em auch aufgrun eNISpre- Wenn el der nach Beratung erfolgte Abbruch SE1hender Hürden 1m Urteıiıl des Verfassungsgerichts. Die Jet-
zıge egelung ist für miıich alsSO nıcht ideal, aber auf jeden rechtswıdrig, ist nıcht einzusehen. dann Notwehr AUS-

geschlossen seIn soll der WIE kann der entsprechendeFall sachgerechter als dıe frühere Indıkationsregelung. Artzvertrag be]l einem rechtswıdrıgen Schwangerschaftsab-
bruch dennoch rechtswirksam seın? Und WIE vertragt O sıch

„Ich 6S für schädlıch. ständıg e miıt der Kechtswidrigkeıit des TruChNSs, WEEINN der Staat
herumzuoperieren“ gleichzeıt1g dafür SOTSCH muß. daß überal|l abgebrochen WCI -

den kann? Hıer 1eg eın innerer Wıderspruch der jetzıgen
HK nd WIE nımmt sıch der ecNAse OM eıner Indıkations- Regelung, der natürlıch nıcht dadurch beseıntigt werden darf,

daß Vorkehrungen ZUM Schutz des ungeborenen Lebens
ZUu eiıner Fristenregelung nıt Beratungspflicht ın [DDeutsch- zurückgenommen werden.and m europälschen Vergleich aus ohın |äuft derzeıt der
TIrend Im Abtreibungsstrafrecht? HK Ist nıcht das rKesthalten An der Kechtswıdrigkeit des

Schwangerschaftsabbruchs, schwer e entsprechendenEser: Kıne Rückbewegung ONn eiıner Fristen- eiıner ndı1- Jurıstischen Dıfferenzierungen dem Normalbürger auch ZUKatıonsregelung hat ıIn etzter eıt 1UT ın Polen stattgefun-
den, Was AUS den besonderen kirchlich-politischen Umstän- vermiıtteln sınd, eıne notwendige Konsequenz der Verpllich-

tung des Staates ZAU1 Schutz des ungeborenen Lebens, derden 7 erklären ist Überall sonst, nıcht zuletzt In AaUSSCSPTO-
chen katholisch gepräagten Ländern WIE gerade eben Jjetzt In hm auch gegenüber seiner Multter zukommt?

ortugal, ist eiıne weıtere Verlagerung VO der Indıkations- sSer‘ Das Verfassungsgericht hat ıIn seınem Urteil VON 1993
regelung eiıner Art VO  S Fristen- oder Beratungsregelung ausdrücklich anerkannt, daß s In bestimmten Fällen VO  —;

beobachten Dabe!1 hat das deutsche eispie vielTac 1ne otlagen, also be1l der medizınıschen, kriıminologischen und
gEWISSE gespielt, WIEe wohl In Spanıen FEın kırchlicher 1m (Grunde auch be1l der eugenischen Indıkatıon. eine echt-
Rückzug AdUus der staatlıch anerkannten Beratung 1ın Deutsch- fertigung für den Schwangerschaftsabbruch 91Dt, und daß
and würde eshalb das Bemühen eıne eifektiven durchaus auch eiıne Notlagenindıkatıon mıt rechtfertigender
Schutz des ungeborenen Lebens orlentierte egelung In ka- Wırkung verfassungsrechtlıch zulässıg are Das WäarTr VOT

tholiıschen Ländern eher behindern als Öördern 19972 nıcht KklaT: damals hıeß In all diesen Fällen 1mM (je-
SeTi7 11UT „Nnıcht SPrACDATs Es o1bt alsoO keıine absoluten SchutzHK ber das Urteil VO 1993 biıetet doch durchaus Ansatz- und damıt auch keıne absolute Schutzwürdigkeit des UNSC-punkte einer Revısıon der geltenden Gesetzeslage, WIE S1e borenen Lebens In UNSCICT Verfassungsordnung. Denn dann

VOT mm VO der katholischen Kırche gerade auch jetzt WIEe- dürfte auch dıe medizınısche oder krimınologische Indıka-der angemahnt ırd t1on nıcht geben Das Verfassungsgericht, das Ja ansonsten
Eser Man muß hıer zwıischen verfassungsrechtlichem und ausgesprochen wertebewußt ist. hat diıesem Punkt In SEe1-
rechtspolitischem Handlungsbedarf unterscheıden. Verftfas- 1C Urteil VO 1993 keinen Rückzieher gemacht, sondern
Su:  srechtlıc bewegt sıch meıner Auffassung nach das etzıge ıne DIS 1n offene Frage 1pp un klar In dem Sınn DEe-
Geset7z 1M Rahmen der orgaben des Bundesverfassungsge- antwortet, daß einen gerechtfertigten Schwangerschafts-
riıchts. Es o1bt natürliıch dıe Gegenmeinung; S1e beruht aber bbruch geben kann. ESs bleibt also lediglich dıe rage, WIE
auf einer Überinterpretation bestimmter Formulıerungen 1mM eıt INan el geht
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[)as Jetzıge (jesetz legt den Akzent gemä den OTrga- Lebensschutzes optımıeren, oder muUussen WIT mıt dieser W1-
ben des Verfassungsgerıichts sehr stark auf dıe Pfiliıchtbera- dersprüchlıichkeıt auch weıterhın leben?
tung, dıe zielgerıichtet zugunsten des ungeborenen Lebens
wıirken soll Kann dıe Beratung nach den bısherigen rfah-

sSer Ich bın keın Psychologe. ber ich habe dıe SAaNZCH A
hörungen 1m Verfahren VOT dem BundesverfassungsgerichtLUNSCH denn überhaupt dıe spıelen, dıe iıhr VO (e- miıterlebt und miıch 1mM aufTfe meıner Beschäftigung mıt demsetzgeber zugewlesen wırd? Es steht iımmerhın der Vorwurtf ema immer mehr davon überzeugen lassen, daß dıe era-1Im Raum, gebe vieIiTacCc sogenannte ‚Protokollberatun- Lung ergebnısoffen se1n muß, WCINN iINan dıe chwangere..  SECN . In denen dıe Ausstellung des Beratungsscheıines elıne WITKIIC TNS nımmt und S1Ce nıcht 11UT infiltrieren oderFormsache S@e1 und eben nıcht WITKI1IC zugunsten des dırıg1ieren versucht Es muß also e1n ifenes espräc. sLebens beraten werde finden, In dem natürliıch 1mM Sinn des Gesetzgebers dıe ATgZU-

Eser: Dazu bräuchte S ser1Ööse Untersuchungen, dıe biısher zugunsten des ungeborenen Kındes und dıe CeNISpPTE-
noch nıcht vorliegen. Ich kann 1L1UT auf dıe Umfifrage verwel- henden Wertgesichtspunkte ZU USATUuUC gebrac WCI-

SCIL, dıe Max-Planck-Institut noch unier dem alten (eM. dıe der Schwangeren zunächst vielleicht nıcht
Recht Z Arbeıt der Beratungsstellen durchgeführt hat Da- gegenwärtıg SINd. S1e sıecht Ja VOTI em iıhre eigene Sıtuatıion.
mals hat sıch auf der eınen Seıte geze1gt, daß manche era- würde S1Ee Sal nıcht eıinen Abbruch der Schwanger-
tungssstellen iıhren Auftrag nıcht erns nehmen, WIEe iıh- schaft denken In der Beratung mul auft den Wert des UNSC-
NCN schon be]l der damalıgen Rechtslage VO Gesetzgeber borenen Lebens hingewlesen werden. aber 68 ogeht Ja darum.

dıe Schwangere überzeugen, S1e iM bringen, daß S1Evorgegeben Wa  — Andererseıts Wal ich durchaus DOSILIV be-
eindruckt VOoO  - der Ernsthaftigkeıt, mıt der Schwanger- dieses en annımmt.
chaftskonflıkte auch VO  Z Beratungsstellen ANSCLANSCH WUlT- anchmal elingt das Ja offensıchtlich auch, gerade In
den. denen INan gelegentlich unterstellt, S1e würden sıch katholischen Beratungsstellennıt dem Schutz des ungeborenen Lebens leicht machen

MSeT: Ich Wal durchaus beeiındruckt VO  —; den Erfahrungenber selbst WENN dıe Arbeıiıt der Beratungsstellen heute
nıcht erfekt und ea laufen würde, WIE 111a sıch vieler Beraterinnen: SIie en Derichtet. daß Frauen WIEe ın

einer Art Tunnel ZAU UG eratung kommen. S1e werden De-wünschen möchte., bleıbt dıe rage nach der Alternatıve
eıner sıcher iImmer auch en Stückweiıt unvollkommenen herrscht VO  S ngs COCH ihrer Notlage und S1e werden SC

trıieben VO der OTrge, ohne rechtliche Rısıken AUS iıhremund verbesserungswürdigen Beratungsplflicht. Vor em
sollte INan In dıiıesem /usammenhang nıcht übersehen. daß on herauszukommen. Deshalb sınd S16 zunächst darauf

i1xıert, dıe VO (jeset7z7 aufgestellten Hürden bewältigen.auch dıe alte Indıkationsregelung hre Schwachpunkte 1m
lıc auf den Lebensschutz hatte WOZU auch dıe Beratungsbescheinigung gehört. Nach Aussa-

SCH VO  S Beraterinnen zeigen Frauen, dıe diese Bestätigung
erhalten aben, dann plötzlıch eiıne Offenheit für den Schutz

“ ZuUum Jetzıgen gesetzliıchen Beratungskonzept des ungeborenen Lebens, dıe vorher nıcht egeben W al

o1bt keıine ernsthafte Alternatıve  CC Diese nunmehr angstfreie Chance gılt N eshalb wahrzu-
nehmen. Insofern csehe ich ZU jetzıgen gesetzlıch *
schriıebenen Beratungskonzept keıne ernsthafte Alternatıve.

Wo lag dann be1 der Indıkationsregelung dıe ZWI1-
schen NSpruc. und iırkliıchkeit Um den Beratungsscheıin Tre sıch dıe Dıiskussion

nach dem Januar veröffentlichten Papstbrıief dıe
Eser: ach uUNsSsCTIECN Untersuchungen sınd viele Arzte damals deutschen 1SCHNOITIe Für den aps WIE für dıe hilesigen Kriıt1-
sehr schematısch VOTL:  CM Sıe hatten ıne I ıste mıt den ker des biısherigen kırchlichen Engagements In der Schwan
VIeT gesetzlıch zugelassenen Indıkationen VOT sıch llegen und gerschaftskonfliıktberatung ist der Beratungsscheın eıne VOII}
en dann ınfach eiıne d1eser Posıtionen angekreuzt. 1ne chrıistliıchen OS her nıcht tolerıierende Miıtwirkung
Indıkationenregelung, dıe auf Beratung verzichtet, ist also eıner Abtreıbung. Welches Gewicht hat für SIıe diese ATrTgu
dem Mißbrauch unfier Umständen noch eichter zugänglıch mentatıon?
als inNe Beratungsregelung. eratung meınt Ja, dalß WEe]1 ST Nachvollziehen äßt S1e sıch 1L1UT be1l eıner reıin kausalenMenschen WITKI1IC mıteinander über den Schwangerschafts- Betrachtung der Dınge. Dann Ist natürliıch nıcht eugnen,on sprechen können. Be1l eıner Indıkationsregelung daß eine ausgestellte Beratungsbescheinigung mitursächlıichkönnte eın Arzt, der se1ıne Aufgabe nıcht erns nımmt, für den dann erfolgten Abbruch Wa  _ ber eiıne solcheSCHIIC Irgendwo e1in Kreuzchen machen und dıe AaC waäare
erledigt. Betrachtungsweise 1st Sanz und Sal vordergründıg und älßt

en tradıtıonelles Prinzıp katholischer Moraltheologıe außer
/u den Spannungen und Wıdersprüchlichkeiten der acht, ämlıch das der andlung mıt Doppelwiırkung. Dıie

derzeitigen Rechtslage beım Schwangerschaftsabbruc SC Kırche würde sıch selber untreu, CN S1e dıe jJahrhunderte-
hört, daß dıe Beratung ZUIMN einen Schutz des ungebore- alte Te VO ‚aCctu uplıcıs efifectus“ ausgerechnet In dıe:
NCN Kındes orlentiert, UTn anderen ergebnısoffen eführt CS Fall aufgeben würde zugunsten eıner einlınıgen Be
werden soll 1e sıch das Beratungskonzept zugunsten des trachtung des Beratungsscheıns als Voraussetzung für eınen
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straffreıen Schwangerschaftsabbruch. (Janz abgesehen a Es wäare sıcher auch AUS kırchlicher IC keine Lösung
VONI,; daß das kanonısche Strafrecht früher dem staatlıchen des Dılemmas, der Staat würde Sahlz auf dıe Beratungsbe-

Dıfferenziertheit eher OI aAdUus WAal, bleıbt die Kırche mıt schein1gung verzichten
elner olchen Betrachtungsweıise aber auch hınter der heuti1-
SCI strafrechtlichen Dıskussion ZU Problem der Zurech- ser Das ware Sanz 1m Gegenteıl ıne massıve Entwertung

der Beratung. Man sollte nıcht VETISCSSCH, WIE schwıer1gNUuNng zurück.
überhaupt Wäl;, dıe Beratungspflicht polıtısch durchzusetzen.

Inwıefern? Es g1bt Ja auch heute Stiımmen, dıe dıffamıerend VO

ser Es g1bt doch sehr viele Handlungen, dıe Auswirkungen „Zwangsberatung“ sprechen und S1C 1ebsten wıeder ab-
Schaltfen möchten. 1elimenr käme eher darauf d dıe Be-dıeser oder JeneEr Art en Im C darauf hat sıch In der

profanen Strafrechtslehre längst dıe Betrachtungsweıise deutung der Beratung unterstreıichen, W dsS gerade auch
UG dıe Notwendigkeıt eıner S1C bestätigenden Besche1initi-durchgesetzt, daß 111a ragt, ob das, W as mıt eiıner andlung

angestrebt wiırd, eiıne Rısıkoerhöhung oder eıne Rısıkover- SUNg geschlieht. DiIie Kırche würde ihrem Engagement für
den Schutz des ungeborenen Lebens untreu, CM S1EC eiınermınderung bedeutet. Wenn In der Beratung VersSsucC wırd,

eıne Zn Abtreıibung bereıts entschlossene na \WO) diesem Abwertung der Beratung insgesamt OTSCHU eısten würde
S1e ware Ja dann mıt einem Weniger A Prävention zufrie-Entschluß abzubringen, dann steckt In der Beratung ıne Rı- denSIKOoverringerung 1mM 1INDIIIC auf den Abbruch Verzichtet

ıne kırchliche Beratungsstelle aber auf dıe Bescheimigung,
bringt sıch dıe Kırche doch gerade dıe Chance, das Rı-
sıko des TUCAS verringern. Irotz nıcht leugnender IS ame darauf d dıe Bedeutung der eratung

unterstreichen“‘Kausalıtät Ist der Abbruch, WECNN denn stattfindet, der Be-
ratung DbZW der Beraterın Jedenfalls nıcht zurechenbar. Von
der He  1IcCANhen und dementsprechend auch VON der eth1ı-
schen Z/urechnungstheorie her esteht also nıcht dıe Konse- Dann also doch eher e1In ausführlicher Beratungsbrief,

die VO manchen In der Kırche unterstellt ırd eingebunden 1ın dıe gesetzlıche Beratungspflicht? Wäre das
nıcht auch ıne Möglıchkeıt, das Profil der kırchliıchen era-DiIe Bıschofskonferenz hat jetzt 1ne Arbeıtsgruppe eIN-

gEeSETZT, dıe sıch In den kommenden onaten gemä dem tungsstellen schärfen. ohne dıe (C’hancen eiıner Mıtwir-
kung 1ImM staatlıchen System aufgeben Z müssen?Papstbrıief eine andere Lösung für dıe kırchliche Miıtwir-

kung im 5System der staatlıch anerkannten Pflichtberatung ser Ich könnte MIr durchaus vorstellen. daß dıe Kırche Be-
emühen soll 1bt CS Spielraum für eiıne solche LÖsung, ratungs- und Bescheinigungsmechaniısmen entwiıckelt, dıe
DZWw WIE könnte ine solche auf dem Hıntergrund der bısher mehr sınd als eiıne Bestätigung der Pflichtberatung.
angedachten Möglıchkeıten aussehen? Dazu raucht I[1an nıcht unbedingt ıne Gesetzesänderung;

das (jesetz stellt OCcCN 1Ur Mındestforderungen auf, dıie entl-Ser. Sehr viel Spielraum sehe ich nıcht DiIe beıden MöÖg- sprechend ausgefüllt werden könnten. ESs kann och den Be-lıchkeiten, dıe unmıiıttelbar nach Veröffentlichung des apst- ratungsstellen nıcht verwehrt se1IN. daß S1e In eiıner Besche1-briefs schon 1mM espräc. I, führen jedenfalls nıcht WE1- nıgung DbZwWw eiInem Brief ausführlicher auf dıe nhalte dester Zum eiınen hat INan vorgeschlagen, nach einer Beratung Beratungsgesprächs eingehen und hre Sıicht des Schwanger-ohne Bescheinigung könnte der Arzt, VO  b dem dıe Abtre1- schaftskonflıkts der betreffenden Tau arlegen. Hıerbung verlangt wırd, be1l der Beratungsstelle telephonısch könnte durchaus eiıne Chance für dıe Beratungsstellen InIragen. Damıt are aber schon dem (jesetz nıcht Genüge SC kırchlicher Trägerschaft lıegen, eın Angebot / machen, das
tan, das 1U einmal ine schrıftliıche Bestätigung für dıe C1I- den Frauen WITKI1ıc ıl und gleichzeıt1g dem kırc  iıchenfolgte Beratung verlangt. em wäre eın olches orgehen Ethos entspricht.IC verlogen: Wenn j1ebe. du darfst W al dıe era-
Lung nıcht ScChr1  1C bescheimmigen, wohl aber telephoniısch uch WECNN eıne Lösung In der Beratungsfrage gefun-
Auskunft geben, ware das doch USdruC eıner Unehrlich- den würde, bhlıebe beım Problem Schwangerschaftsab-
KeIl dıe INan gerade moralıschen Gesichtspunk- KUC dıe pannung zwıschen dem VO  =' der Kırche verkünde-
ten eigentlich vermeıden sollte Uur‘ [an 7U anderen ten und verteidigten Ethos und dem, Was der Staat aufgrun
den Weg wählen. daß Stelle der bisherigen Bescheinigung se1iner Grundrechtsverpflichtung strafrec  1C regelt DbZwWw
e1n Beraterbrief ausgestellt wiırd, dann ware das VO  S der Sa- überhaupt regeln kann. Was kann, W as soll dıe Kırche AaNSC-
che her WAar sehr egrüßen. Schlıe  1C ist Ja durchaus sıchts dieser pannung tun?
SINNVoll, WEeNN der Arzt erfährt, W as Inhalt des Beratungsge- ser Das äng zunächst eıiınmal VO  = der Grundeımnstellungprächs Wa  Z ber dıie Kırche dürfte konsequenterwelse eINEs Staates ZU Schutz des ungeborenen Lebens abnıcht akzeptieren, daß e1In olcher 1TIe VON staatlıcher NSeıte Nımmt en aa das ungeborene Leben als schützenswertesIn gleicher Weise als Voraussetzung für eıne straffre1ie Ab- Gut 1m Prinzıp oder steht ıhm mehr oder wen1gertreibung akzeptiert WITd. Es läge Ja dann wıeder eıne Kausa- gleichgültıg gegenüber? DiIe Bundesrepublik Deutschlandlıtät In dem eben besprochenen Sınne VO  Z
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gehört, Jjedenfalls Was hre staatlıchen Institutionen G Umgang mıt Behinderten und unheılbar Kranken. Könnte
zweiıfellos ZUT ersten KategorIie. Kaum Irgendwo In der Welt sıch dıe Abtreibungsgesetzgebung In diesem Sinn als \
o1bt doch verfassungsgerichtliche Entscheidungen, dıe hängnisvoller Dammbruch erweısen ?
beım Schutz des ungeborenen Lebens we1ıt gehen W1e In ser Ja und Neın. Siıcher kann INan theoretisch argumentıie-Deutschland nier olchen Bedingungen müßte sıch dıe
Kırche verpflichtet fühlen, den staatlıchen Schutzauftrag für OM WECINN chrıiıtt wiırd. werde auch chriıtt nıcht

ange auf sıch arten lassen. ntier praktısch-moralıischendas ungeborene Leben eıt WIE möglıch w unterstützen,
ihn boykottieren und damıt schwächen. DIe Kar- Gesichtspunkten esteht aber hıer nıcht unbedingt eiIne

zwangsläufige Entwicklung. Es kommt auch VOT; daß 111ache MUu mıt dem Staat kooperleren und ihn mıt ıhren Spezl- Wal den ersten chriutt LutL, dann aber beım zweıten dochIschen Möglıchkeıiten gleichzeıt1g erganzen. (Janz anders ist zurückschreckt und ausdrücklich darauf verzichtet. Nehmendıe Lage für dıe Kırche In Ländern, In denen das ungeborene S1e das e1ıspie der schwediıschen egelung für den Schwanen VO (jeset7z her weıtgehend schutzlos ist und S1Ee be-
stimmte Mındeststandards der enschenwürde und der gerschaftsabbruch: chweden geht In der Frühphase der

Schwangerscha be]1l der gesetzlichen /ulassung des Ab-Menschenrechte einklagen muß Daß dıe katholische Kırche bruchs sehr weıt: eine Beratungspflicht der Schwangeren 1Meiıne Weltkirche ist, entbiındet also ihr Lehramt nıcht VO der deutschen Sinne exıstiert dort nıcht Gleıichzeıitig gehört aberPflıcht, se1ıne Aussagen UT Lebensschutz auf dıe Verhält- chweden den Ländern, dıe einem spateren ZeıtpunktnıSse In den einzelnen Ländern einzustellen. Das ist beım
Papstbrıief dıe deutschen 1SCHNOTeEe 1L1UT ZU Teıl der Fall

der Schwangerschaft, bel der oder 28 oche, 1ne
Grenze für den Abbruch ziehen. Man ist 1n cCAWeden In dıe
SI Hınsıcht alsoT als bel UNs, be]l der mediziıniı-
schen oder eugenischen Indıkatıon Möglıchkeıten eiInem„Es geht Konfliıktbewältigung WT den egalen Abbruch HIS In eine spate ase der SchwangerschafiBedingungen menschlicher Unvollkommenheıt  CC bestehen bZzw diskutiert werden. Miıt anderen Worten: 1ne
lıberalere egelung einem Punkt muß nıcht elner SC

Woran He CS denn Ter Meınung nach, daß sıch dıe
nerellen Liıberalisıerung des Lebensschutzes führen SIe
kann unftfer Umständen der Besinnung veranlassen:

katholische Kırche gerade beım ema Schwangerschaftsab- Bıs j1erher und nıcht weıter!
KFUGC mıt eiıner wirkliıchkeitsgerechten IC der inge te1l-
welse schwer tut? ber W1e i1st miıt den Nıederlanden. dıe e1in lıberales

Abtreibungsgesetz und 1m europälschen Vergleıch oroßzü-ser DiIie Kırche bzw manche Teıle INn der Kırche sSınd Ollen- 91ZC Regelungen für dıe Legalisierung aktıver Sterbehilfte
bar der Überzeugung, Staaten selen 1MmM Prinzıp nıcht dazu haben”?
bereıt und In der Lage, das ungeborene en erns neh-
INeN und entsprechend schützen. Gleichzeıitig Lut 111a sıch Ser Siıcher ist das n]ıederländische Abtreıbungsstrafrecht

eINes der lıberalsten In Europa. Gleichwohl befalßt sıch SCVO kırchlicher Seıte scchwer mıt der Eınsıcht, daß eıne
rade das nıederländische (Jeset7z7 ausführlich W1e keınSchwangerschaft für ıne Tau eın exIstentieller OM

SeINn kann. Das ze1ıgt sıch auch 1mM Papstbrıief dıe deutschen deres mıt der eratung und nthält sehr viele Aussagen über
das, W ds$S WIT „Tlankıerende Maßnahmen“ ZU Schutz desischöfe, der immer 1L1UT csehr STETCOLYP VO  - der „Schwange-

ICN In Not“ redet, W ds den konkreten Schwangerschaftskon- geborenen Lebens CI uch lassen dıe Nıederlande be
reıts be]l vermutender Lebensfähigkeıt eiınen Abbruchlıkten sıcher nıcht EKCCHt WwIrd. Der Brief erweckt auch den

INdrucC. als mıßtraue dıe Kırche VO vornhereın den überhaupt nıcht mehr Be1l der Entkriminalıisierung der
aktıven Sterbehilfe ingegen gehen dıie Nıederlande TÜrschwangeren Frauen, als könne 111a ihnen L11UT HNO Hın-

dernısse vermiıtteln, dıe Verantwortung für das ungeborene meıne egriffe eıt Im Hıntergrund steht €e]1 e1in
ınd auf sıch nehmen mussen Der TIEe lıest sıch d>- Lebensverständnıs, das sıch sehr qualitativen Gesıichts-

unkten orlentiert, dies aber iımmerhın AUS der IC des BegeNWwWeIlse > als gehe der Kırche VOT em darum, hre e1-
NCN Hände In NSCHAUuU waschen. Wenn etiwa davon dıe troffenen. Es waäare also ungerecht, ınfach Parallelen ZWI1:

schen olchen Regelungen ZUT Sterbehilfe und der natıonal-Rede Ist, daß dıe Freiheıit der Kırche gegenüber dem Staat
sozJlalıstıschen Idee und Praxıs der Euthanasıe ziehen.ewahrt werden MUSSEe, dann rage ich mich: Was el hıer

„Freıheıt der Kırche‘‘? Dıiıe Kırche ist doch nıcht für sıch se - ber Vorsıicht ist doch auf jeden Fall eboten
ber, sondern für dıe Menschen da Wenn dıe Kırche ın KOon-
filıkten Ratgeberın SeInN wiıll, muß S1Ee auch realısıeren, daß ser. /weiıfellos kann dıe Dıskussion über Eınschränkungen

des Lebensschutzes Begınn auch dıe Auseinanderset-Konfliktbewältigung unter den Bedingungen menschlı-
ZUNS über dıe Sterbehilfe anfachen, ohne dalß damıt schoncher Unvollkommenhei geht das rgebnıs eiıner olchen Auseinandersetzung vorherseh:-

Es o1bt nıcht L11UT In den Kırchen dıe Befürchtung, bar WITd. Es kann also sowohl eıner Aufmerksam
Delzıte beım Schutz des ungeborenen Lebens könnten S: keıt für das en In selnen gefährdetsten Phasen kommer
entTalls auft ängere C dazu beıtragen, daß auch In ande- als auch Aufweıichungen, dıe nıcht mehr ıllıgen Sind.
ICN Bereıchen der Lebensschutz eingeschränkt wırd, eiwa 1m Das schlımmste ware allerdings eıne Tabulsierung der Pro
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eme, mıt der n1ıiemandem geholfen ist Man sollte dıe gleichenden Untersuchung ıIn sechzıg Ländern War  5 daß Or
Dınge VOT em nıcht unzulässıgerweılse über eınen Kamm keıne WEe1 Länder o1bt, dıe ıne völlıg leiche Abtreibungs-
cheren Nur beım Schwangerschaftsabbruc o1Dt CGS dıe regelung aben, während dıe Einheitlichkeit beım Schutz
entrinnbare Konflıktsıtuation zwıschen dem Kınd und der des geborenen Lebens relatıv groß ist DiIe gesetzlıchen Re-
Mutter, eiıne Konstellatıon, WIE S1e mıt gleicher Unausweich- gelungen ZU Schwangerschaftsabbruc hängen also stark
l11cC  el Lebensende nıcht auftrıtt. VON natıonalen Besonderheiten ab Gleichzeıitig ist festzu-

stellen, daß eiınerseılts In Ländern mıt unterschıiedlichen Re-
„Das schlımmste ware eıne Tabuirsierung‘“ gelungsmodellen dıe Abtreıbungszahlen weıtgehend ogleich

se1ın können, während andererseıts zwıschen Ländern miıt
einander äahnlıchen Regelungen SHOMIE Unterschiede hın-e1ım Schwangerschaftsabbruch hat sıch das Strafrecht
sichtlich der Abtreibungshäufigkeıt bestehen können. Dar-inzwıschen weıt zurückgezogen. Gleichzeıtig ırd aber der-

zeıt 1n anderen Bereichen sehr wohl nach dem Strafrecht SC
AUS äßt sıch schlıeßen, daß nıcht eıne bestimmte Ausgestal-
(ung der recC  ıchen egelung entscheidend ist, sondernrufen, 1La NO einer Entkriminalisierung bestimmter
vielmehr das Wertebewußtsein der Menschen und dasDelıikte Sınd strafrechtliche Sanktıonen nıcht doch wichti-

SCI für das Rechts- DZW Unrechtsbewußtsein 1n der eVvOol- ziale Umifeld. DiIie Strafrechtsordnung kann eshalb nıcht

kerung, als I1a oft annımmt? viel mehr Lun, als Un das prinzıpilelle Verbot des Schwan-
gerschaftsabbruchs symbolısch FZUT USdruc bringen,

sSer Als Strafrechtler steht INan hıer VOT einem rundpro- daß auch das ungeborene Leben geschützt se1n mMu 1e]
blem Soll das Strafrecht 1L1UT dort eingesetzt werden, wichtiger ist aber, e1in entsprechendes Wertebewußtsein
auch WK eifzient Ist, oder hat CS nıcht doch auch eiıne Schaliftflen Inzwıschen hat I1a be1l uUuns doch weıthın erkannt,
JEWISSE symbolısche Funktion? uch WECNN das In manchen daß ıne völlıge Abschaffung des Abtreibungsverbots der
Augen unmodern se1ın INAaY, für miıch hat das Strafrecht nıcht alsche Weg ware und hıer keın reines Selbsthbestim-
zuletzt auch ıne symbolısche Funktıion, e1l bestimmte mungsrecht der Tau geben kann. Hıer hat sıch OlIeNnNDar ei-
Grundhaltungen und Wertsetzungen einer Gesellschaft Z W as verändert, un darın sehe ich auch ıne Chance Dıiese
USAdTuC bringen soll on eshalb kommt für mich eıne ırd natürlich orößer se1IN, J© mehr bereıts für dıe
völlıge Entpönalıisıerung des Schwangerschaftsabbruchs
nıcht ın rage In diıesem /usammenhang muß sıch übrıgens
auch das Bundesverfassungsgericht Krıitik seinem Urteıiıl Wır suchen für unsere Zeılitschrift Herder-Korrespondenz
Von 1993 gefallen lassen. DiIie Enttatbestandlıchung des U1l baldmöglıchen Zeıtpunkt ıne(n)Schwangerschaftsabbruchs DIS 74006 12 OCHEC., WIE S1Ce 1ImM Jet-
zıgen Geset7z enthalten ist, ist eıne ziemlıch gefährliche Sa-
che. eı1l damıt der MO VO  = Schutzlosigkeıt erweckt Redakteurın Redakteur
werden kann: insofern ist dies e1in E1ıgentor des Verfassungs-
gerichts ZU achte1 des Lebensschutzes. Unsere Erwartungen sSınd Abgeschlossenes Studıum der

Und Wann wırd das Strafrecht beım Problem Schwan- katholischen Theologıe, möglıchst In Verbindung mıt

gerschaftsabbru: kontraproduktıv? einem weıteren Fach; Journalıstische Praxıs mıt Schwer-
pun Kırche Relıgion; ausgepräagtes Interesse

Ser‘ Kontraproduktiv wırd das Strafrecht da dıe Schwan- Analyse und Darstellung VO  —; Entwicklungen 1mM Span-AdUuSs ngs VOT Strafe In den Untergrund gehen mMUSSeNn,
ohne irgendwelche Kontrolle, ohne eratung, dıe Alternatı- nungsfeld VO  e Glaube, Kırche un Gesellschaft: solıde

Fremdsprachenkenntnısse In Englısch, Französısch,ven aufze1gt. Man raucht doch 1L1UT nach Lateinamerıka
schauen: Dort oıbt CS berall recht strenge Abtreıbungs- Itahenısch Spanısch; Bereıtschaft, In einem kleinen

gESETZE. ber CS 1bt kaum Verurteijulungen eINEs eam flex1ıbel und ıIn einem breıten Ihemenspektrum
Schwangerschaftsabbruchs und doch eiıne ungemeın hohe engagılert un e1igenverantwortlıich arbeıten:
Dunkelziffer be1l den bbrüchen. verbunden mıt massıven Organısatıionstalent, Termintreue. Belastbarkeit.
zialen Ungerechtigkeiten. Unter olchen Umständen TO
das Strafrecht iın selner symbolıschen Funktion nıcht mehr Wenn SI1e interessiert sınd und dıe genannten

werden und damıt letztliıch das Gegenteıl Voraussetzungen erfüllen, senden S1e bıtte dUSSaLC-
dessen bewirken, Wds eigentlich erreıcht werden soll fähige Bewerbungsunterlagen
HK Kampagnen ıIn der Art VO AICH habe abgetrieben“ gibt
CS heute nıcht mehr und auch plakatıve Formeln WIE erlag erder
„Meın Bauch gehört MIr  6C sınd derzeıt nıcht o  u ber Personalabteiulung
hat sıch das Wertebewußtsein be1l U1lsSs WITKIIC zugunsten des ermann-Herder-Str. 4’ Freiburg
ungeborenen Lebens verändert?

ser Eıines der interessanten Ergebnisse UNSCICI rechtsver-
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